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2 5 8 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 145 Salzkammergut Straße im Bereich der
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2 5 9 . Kundmachung: Aufhebung des § 46 des Jugendwohlfahrtsgesetzes 1989 durch den Verfassungs-

gerichtshof

257. Verordnung des Bundesministers für
Justiz betreffend die Errichtung einer dritten

Notarstelle in Wien-Hietzing

Auf Grund des § 9 der Notariatsordnung vom
25. Juli 1871, RGBl. Nr. 75, wird verordnet:

Im Sprengel des Landesgerichtes für Zivilrechts-
sachen Wien wird mit Wirksamkeit vom 1. Februar
1993 eine weitere Notarstelle mit dem Amtssitz in
Wien-Hietzing errichtet.

Michalek

258. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 145
Salzkammergut Straße im Bereich der Gemein-

den Traunkirchen und Ebensee

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 159/1990 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 145
Salzkammergut Straße wird im Bereich der
Gemeinden Traunkirchen und Ebensee wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 38,14, durchörtert in der Folge den Sonnstein
und bindet bei km 38,75 wieder in den Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellen-
den Straßentrasse aus den beim Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der
Oberösterreichischen Landesregierung sowie bei
den Gemeinden Traunkirchen und Ebensee auflie-
genden Planunterlagen (Plan Nr. 145-116/90 im
Maßstab 1 :1000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

259. Kundmachung des Bundeskanzlers über
die Aufhebung des § 46 des Jugendwohlfahrts-
gesetzes 1989 durch den Verfassungsgerichts-

hof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§ 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr.. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 27. Februar 1992, G 126/91-12, dem
Bundeskanzler zugestellt am 8. Mai 1992, § 46 des
Jugendwohlfahrtsgesetzes 1989, BGBl. Nr. 161, als
verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky
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